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1933 Ausgegeben zu Berlin, den 7. Auguſt 1933 
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31. 7. 33. Geſetz zur Anderung des Geſetzes über den Staatsrat und des Geſetzes über den Provinzialrat 


15. 7. 33. Verordnung zur Übertragung des Rechtes zum Ausbau der Jeetze unterhalb von Salzwedel an die Stabt- 400 
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27. 7. 33. Verordnung zur Durchführung des §41a der Gewerbeſteuerverordnung (Warenhauszweigſtellenſteuer) . 


1. 8. 33. Verordnung zur Durchführung des Reichsgeſetzes zur Sicherung der Gemeinnützigkeit im Wohnungsweſen 


Bom LIEF Jul i938. r. 8 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverord nungen 
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(Nr. 13961.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes über den Staatsrat und-des Geſetzes über- den-Pro⸗ 


vinzialrat. Vom 31. Juli 1933. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 


Das Geſetz über den Staatsrat vom 8. Juli 1933 (Geſetzſamml. S. 241) wird wie folgt 


geändert: 
1. S 2 erhält folgende Faſſung: 


Den Staatsrat bilden kraft ihres Amtes der Miniſterpräſident, die Staatsminiſter 
und die Staatsſekretäre; ſeine übrigen Mitglieder werden vom Miniſterpräſidenten 


ernannt. 
2. Im 8 5 werden die Worte „1. Gruppe: Staatsſekretäre“ geſtrichen. 


3. In den SS 5 und 6 werden die Worte „2. Gruppe“ durch die Worte „1. Gruppe“ und 


die Worte „3. Gruppe“ durch die Worte „2. Gruppe“ erſetzt. 
Artikel II. 


Im 82 Nr. 1 des Geſetzes über den Provinzialrat vom 17. Juli 1933 (Geſetzſamml. S. 254) 
werden die Worte „wohnhaften Staatsräte der 2. und 3. Gruppe“ durch dis Worte „wohnhaften, 


vom Miniſterpräſidenten ernannden Staatsräte“ erſetzt. 
A 


Artikel 
Das Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 31. Juli 1933. 
(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Für den Miniſterpräſidenten und den Miniſter des Innern: 


Popitz. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 


verkündet. 
Berlin, den 31. Juli 1933. 
Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


In Vertretung: 


Popitz 


Staatsminiſter. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 21. Auguſt 1933.) 
Geſetzſammlung 1933. (Nr. 13961—13 964.) 
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(Nr. 13962.) Verordnung zur Übertragung des Rechtes zum Ausbau der Jeetze unterhalb von Salz⸗ 
wedel an die Stadtgemeinde Salzwedel. Vom 15. Juli 1933. 

5 Der Stadtgemeinde Salzwedel wird hiermit gemäß § 155 Abf. 2 des Preußiſchen Waſſer⸗ 

geſetzes vom 7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53) das Recht übertragen, die Jeetze und ihre Ufer 

zwiſchen der Eiſenbahnbrücke unterhalb Salzwedels und der hannover⸗ſächſiſchen Provinzgrenze 

auszubauen. 


Berlin, den 15. Juli 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
N Göring. Darre. 


(Nr. 13968.) Verordnung zur Durchführung des § Ala der Gewerbeſteuerverordnung (Warenhaus⸗ 
| zweigſtellenſteuer). Vom 27. Juli 1933. 


Auf Grund des 8 41a Abſ. 4 der Gewerbeſteuerverordnung im der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 15. März 1927 (Gejegjamml. S. 21) und des § 6 Nr. 1 der Verordnung zur Durch⸗ 
führung dringender Finanzmaßnahmen vom 18. März 1933 (Geſetzſamml. S. 51) wird folgendes 
verordnet: 0 


8 1. 

Warenhausunternehmen, Einheitspreisgeſchäfte und Kleinpreisgeſchäfte im Sinne des $ 41a 
Abſ. 1 und 3 der Gewerbeſteuerverordnung find Einzelhandelsunternehmen, die mit mehr als 
einer der im 8 2 dieſer Verordnung unterſchiedenen Warengattungen das ſtehende Gewerbe 
betreiben, wenn der für die Reichsumſatzſteuer feſtgeſtellte ſteuerpflichtige Jahresumſatz des einzelnen 
Geſamtunternehmens einſchließlich ſämtlicher Zweigniederlaſſungen, Filialen, Verkaufsſtätten und 
dergl. in dem nach § 16 Abſ. 2 der Gewerbeſteuerverordnung für die Feſtſtellung des Gewerbe⸗ 
ertrags maßgebenden Zeitraume 400 000 RM überſtiegen hat. 


§ 2. 

(1) Die nach § 1 zu unterſcheidenden Warengruppen ſind: 

1. Material und Kolonialwaren, Eß⸗ und Trinkwaren und Genußmittel, Tabak und 
Tabakfabrikate, Apothekerwaren, optiſche, phyſikaliſche und mediziniſche Inſtrumente, 
Farbwaren, Drogen und Parfümerien; : 

2. Garne und Zwirne, Poſamentierwaren, Schnitt⸗, Manufaktur⸗ und Modewaren, 
gewebte, geſtrickte, gewalkte und geſtickte Waren, Bekleidungsgegenſtände (Konfektion 
und Pelzwaren), Sportartikel, Wäſche jeder Art, Betten und Möbel jeder Art, Vorhänge, 
Teppiche, Möbelſtoffe und die zu ihrer Verwendung dienenden Gegenſtände; 

3. Eiſen⸗ und Stahlwaren, Haus-, Küchen⸗ und Gartengerätſchaften, Ofen, Glas⸗, Por⸗ 
zellan-, Steingut⸗ und Tonwaren, Sportartikel, Möbel jeder Art, die dazu dienenden 
Möbelſtoffe, Vorhänge und Teppiche und die zu ihrer Verwendung dienenden Gegenſtände; 

4. Gold-, Silber- und ſonſtige Juwelierwaren, Kunft, Luxus⸗ und Galanteriewaren, Papp⸗ 

und Papierwaren, Büromöbel jeder Art, Bücher und Muſikalien, Waffen, Fahrräder, 
Fahr⸗, Reit⸗ und Jagdausrüſtungsgegenſtände, ſonſtige Sportartikel, Nähmaſchinen, 
Spielwaren, optiſche, phyſikaliſche, mediziniſche und muſikaliſche Inſtrumente und 
Apparate. n 

(2) Waren, welche zu keiner der im Abſ. 1 unterſchiedenen Gruppen gehören, werden nicht 
als beſondere Warengruppe gezählt. 

(3) Waren, die hinſichtlich ihrer Beſchaffenheit oder Beſtimmung ſowohl der einen wie der 
anderen jener Gruppen zugerechnet werden können, werden nur einmal gezählt, und zwar, wenn 
auch andere zu denſelben Gruppen gehörige Waren geführt werden, bei der Gruppe, der dieſe 
Waren angehören. a 
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(0 Erſtreckt ſich der Handel mit Waren der einen Gruppe nach Herkommen und Gebrauch 
auch auf Waren anderer Gruppen, welche mit erſteren zugleich feilgeboten zu werden pflegen — wie 
bei Handlungen mit Gummiwaren und dergl. —, fo wird nur Handel mit einer Warengruppe 
angenommen. 

(6) In welche Gruppe eine Ware einzureihen ift, wird im Zweifelsfalle vom Finanzminiſter 
mit bindender Kraft feſtgeſtellt. 

) Maßgebend iſt die Zahl der Warengruppen, die zur Zeit der Veranlagung des Unter⸗ 
nehmens zur Gewerbeertragſteuer geführt worden ſind. 


S 3. 

Die Betriebsſtätte eines Warenhausunternehmens, deſſen Betriebsleitung ſich nicht im Ge⸗ 
meindebezirk befindet, iſt Warenhauszweigſtelle im Sinne des § 41a Abſ. 1 der Gewerbeſteuer⸗ 
verordnung auch dann, wenn in ihr nur Waren einer Gruppe vertrieben werden. 

b N 8 4. 

() Als Warenhauszweigſtelle gilt auch ein ſelbſtändiges Warenhausunternehmen, deſſen 
Betriebsleitung ſich im Gemeindebezirk befindet, wenn es wirtſchaftlich überwiegend einem 
anderen Unternehmen gehört, deſſen Betriebsleitung ſich nicht im Gemeindebezirk befindet, und der 
für die Reichsumſatzſteuer feſtgeſtellte ſteuerpflichtige Jahresumſatz des anderen Unternehmens und 
ſeiner Warenhauszweigſtellen im Sinne dieſer Verordnung insgeſamt 400 000 RM überſteigt. 

(2) Als wirtſchaftlich überwiegend einem anderen Unternehmen gehörend iſt auch ein ſolches 
Warenhausunternehmen anzuſehen, das derſelben Perſon oder denſelben Perſonen wie das andere 
Unternehmen wirtſchaftlich überwiegend gehört. In dieſem Falle unterliegen dem erhöhten 
Hundertſatze (der Warenhauszweigſtellenſteuer) nicht die Betriebsſtätten in der Gemeinde, in der 
ſich der wirtſchaftliche Mittelpunkt des Geſamtunternehmens befindet, und wenn eine ſolche Ge— 
meinde nicht vorhanden iſt, die Betriebsſtätten in der Gemeinde, in der der größte Betrag an 
Gehältern und Löhnen gezahlt wird. a 

(3) Im Sinne der Abſ. 1, 2 gehört ein Unternehmen vorbehaltlich des Abſ. 4 wirtſchaftlich 
überwiegend demjenigen, in deſſen Eigentum es ſteht oder der zu mehr als 50 vom Hundert un- 
mittelbar oder mittelbar an ihm beteiligt iſt. Beſitz und Beteiligungen von Angehörigen einer 
Perſon (8 67 Abſ. 1 Nr. 2, 3 der Reichsabgabenordnung vom 22. Mai 1932) werden dieſer Perſon 
hinzugerechnet. 

(4) Iſt der Inhaber eines Warenhausunternehmens verpflichtet, die Waren in der Haupt⸗ 
ſache von einem beſtimmten anderen Unternehmen oder aus einer von dieſem Unternehmen an⸗ 
gegebenen Bezugsquelle zu beziehen, ſo iſt ſein Unternehmen als wirtſchaftlich überwiegend dem 
anderen Unternehmen gehörend anzuſehen. 

8 5. 

() Ob ſich die Hundertſätze nach § 41a der Gewerbeſteuerverordnung erhöhen, wird bei der 
Heranziehung zur Gewerbeſteuer entſchieden. 

(2) Liegen einander widerſprechende rechtskräftige Heranziehungsbeſcheide zum erhöhten 
Hundertſatz (Warenhauszweigſtellenſteuer) vor, ſo beſtimmt die nächſte gemeinſchaftliche Aufſichts⸗ 
behörde der beteiligten Gemeinden, welche Heranziehung auf den allgemeinen Hundertſatz herab⸗ 
zuſetzen iſt. 

Berlin, den 27. Juli 1933. 
Der Preußiſche Miniſter des Innern. Der Preußiſche Finanzminiſter. 
In Vertretung: i 5 E 
Grauert. Po pitz⸗ 
Der Preußiſche Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit. 
RN ; HUSIc In Vertretung: 
Clauſſen. 
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(Nr. 13964.) Verordnung zur Durchführung des Reichsgeſetzes zur Sicherung der Gemeinnützigkeit im 
Wohnungsweſen vom 14. Juli 1933 Neichsgeſetzbl. I S. 484). Vom 1. Auguſt 1933. 


Auf Grund des 8 2 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes zur Sicherung der Gemeinnützigkeit im Wohnungs⸗ 
weſen vom 14. Juli 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 484) wird folgendes beſtimmt: 


SE 
Mit der beſonderen Überprüfung der Wohnungsunternehmen, die nicht zu den Organen der 
ſtaatlichen Wohnungspolitik gehören, ſowie der Verbände von Wohnungsunternehmen, deren 
Geſchäftsbereich nicht über die Grenze des Landes Preußen hinausgeht (8 2 Abſ. 1 b des Geſetzes), 
werden die Regierungspräſidenten, für Berlin der Oberpräſident in Berlin⸗Charlottenburg und für 
den Bezirk des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk der Verbandspräſident in Eſſen beauftragt. 


8 2. 
Zuſtändig iſt die mit der Überprüfung beauftragte Behörde, in deren Bezirke ſich der Sitz 
der Leitung des Wohnungsunternehmens oder Verbandes befindet. 


8 3. 

() Gegen die Kündigung (8 3 Abſ. 1 e Satz 1 des Geſetzes) können die beteiligten Perſonen 
binnen zwei Wochen nach der Bekanntgabe die Beſchwerde an den Miniſter für Wirtſchaft und 
Arbeit erheben. 

(2) Die gleiche Beſchwerde iſt gegen die Herabſetzung und zeitliche Beſchränkung von Abfin⸗ 
dungen, Übergangsgeldern und Verſorgungsbezügen (8 3 Abſ. 1e Satz 2 a. a. O.) gegeben. 

(3) Die Beſchwerde (Abſ. 1 und 2) iſt bei der zuſtändigen Behörde ($ 2) anzubringen. Durch 
Einlegung der Beſchwerde innerhalb der geſetzlichen Friſt bei dem Minifter für Wirtſchaft und 
Arbeit gilt die Friſt als gewahrt. 


Berlin, den 1. Auguſt 1933. 
Der Preußiſche Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit. 


In Vertretung: 


Clauſſen. 


—— ————— 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
(8 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Gejegjamml. S. 597 —). 


1. Im Miniſterialblatt der Preußiſchen Verwaltung für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
Nr. 26 S. 318 vom 1. Juli 1933 iſt eine Bekanntmachung des Preußiſchen Miniſters für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten vom 24. Juni 1933 über Anderung der Satzung der Landwirtſchaftskammer für 
den Regierungsbezirk Wiesbaden veröffentlicht, die am 2. Juli 1933 in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 27. Juli 1933. 
Preußiſches Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


2. Im Miniſterialblatt der Preußiſchen Verwaltung für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
Nr. 26 S. 317 vom 1. Juli 1933 iſt eine Bekanntmachung des Preußiſchen Miniſters für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten vom 20. Juni 1933 über Anderung der Satzung der Landwirtſchaftskammer 
Niederſchleſien in Breslau veröffentlicht, die am 2. Juli 1933 in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 27. Juli 1933. 
Preußiſches Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
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